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1. Einbezug von Schülerinnen und Schülern bei Laufbahnentscheiden  

Die UNO-Kinderrechtskonvention legt fest, dass Kinder ein Recht auf Anhörung und Partizipation bei 

Entscheiden haben, die sie selber betreffen. Der Grad der Partizipation ist jeweils vom Entwicklungs-

stand und von den Möglichkeiten des Kinds sowie von der Art des Entscheids abhängig. Für Lauf-

bahnentscheide an der Volksschule gilt als grober Richtwert die Annahme, dass Schülerinnen und 

Schüler ca. ab der 5./6. Klasse der Primarschule urteilsfähig sind und sich zu den Entscheiden äus-

sern können sollen.  

 

In § 73 Abs. 1 des Volksschulgesetzes ist die Mitsprache der Schülerinnen und Schüler im Rahmen 

von Laufbahnentscheiden wie folgt verankert: " Laufbahnentscheide sind nur dann formell zu eröff-

nen, wenn sich die betroffene Schülerin, der betroffene Schüler beziehungsweise deren Eltern der 

Beurteilung der beteiligten Lehrpersonen nicht anschliessen können 

2. Uneinigkeit zwischen Eltern und Kind  

Im Falle von Uneinigkeit zwischen Eltern und (urteilsfähigem) Kind in Bezug auf einen noch zu fällen-

den Laufbahnentscheid sind folgende Punkte zu berücksichtigen:    

1. Der Schülerin / dem Schüler und den Eltern wird das rechtliche Gehör gewährt. Schülerin / 

Schüler und Eltern können zusammen zur Anhörung eingeladen werden.  

2. Die für den Laufbahnentscheid zuständige Stelle gemäss kommunalem Delegationsregle-

ment fällt einen formellen Entscheid mit entsprechender Rechtsmittelbelehrung.  

3. Der Laufbahnentscheid wird der Schülerin / dem Schüler wie auch den Eltern mit separater 

Post zugestellt.   

4. Im Anschluss an den Laufbahnentscheid wird den Eltern empfohlen, die Differenzen im Ge-

spräch mit dem Kind zu klären und das weitere Vorgehen bezüglich Erhebung einer allfälli-

gen Beschwerde beim Schulrat des Bezirks zu besprechen. 
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